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deutlich höher. Ausländische Analy 

sten gehen von einem Umfang von rd. 

4% des BIP aus. (IHT, 4.3.99) -schü-

SVR Hongkong

31 Gesetz über Bezirksräte und

Mißtrauensantrag: Regie­

rung setzt sich im Legisla­

tivrat durch

Die Regierung der Sonderverwaltungs­

region Hongkong hat sich in zwei um­

strittenen Abstimmungen des Legisla­

tivrats mit ihren Positionen durchge­

setzt.

Das neue Gesetz über die Bezirksräte 

(diese nehmen eine beratende Funk­

tion gegenüber der Regierung wahr) 

sieht vor, daß in den 18 Bezirksräten 

Hongkongs künftig 102 - also rund ein 

Fünftel - der insgesamt 519 Bezirks­

vertreter von der Regierung ernannt 

werden, während 390 Bezirksvertreter 

von der Bevölkerung gewählt werden 

(die nächste Wahl findet im November 

statt, die Mandatsdauer beträgt vier 

Jahre); hinzu kommen 27 Ex-officio- 

Mitglieder.

Der Mißtrauensantrag gegen die Ju­

stizsekretärin Elsie Leung, der eine 

rechtsstaatliche Prinzipien mißachten­

de Praxis in der Strafverfolgung eines 

Betrugsfalles vorgeworfen wird, fand 

in der Legislative keine Mehrheit. Die 

wirtschaftsnahe Liberale Partei hatte 

den Mißtrauensantrag zunächst unter­

stützen wollen. Regierungschef Tung 

Chee-hwa mobilisierte nach Auskunft 

seiner Berater aber mit Erfolg seine 

Unterstützer in der Geschäftswelt, um 

die Abgeordneten der Liberalen Partei 

umzustimmen und der Regierung eine 

Blamage zu ersparen.

Die regierungskritische Opposition 

zeigte sich erbost über den Druck, den 

die Regierung auf die Liberale Partei 

ausgeübt habe, und warnte vor un­

überbrückbaren Gräben, die sich zwi­

schen Exekutive und Legislative auf­

täten. Die Regierung betrachte es of­

fenbar als bedrohlich, wenn die Le­

gislative von ihrem Recht auf öffentli­

che Kontrolle der Exekutive Gebrauch 

mache. Die Ernennungspraxis in den 

Bezirksräten werfe den Demokratisie­

rungsprozeß auf den Stand von 1982 

zurück.

In der Tat liegt die Vermutung na­

he, daß Tung Chee-hwa mit dem Ge­

setz über die Bezirksräte nicht nur 

eine Zentralisierung der Hongkonger 

Administration anstrebt, sondern zu­

gleich den Boden für seine Wiederwahl 

im Jahr 2002 bereitet. Denn Vertreter 

aus den Bezirksräten werden im 800 

Personen zählenden Auswahlkomitee 

sitzen, das den nächsten Chief Exe­

cutive bestimmt. (NZZ, 13./14.3.1999; 

XNA, Hongkong, 11.3.1999; SCMP, 

11./12.3.1999) -hei-

32 Diskussionen um Einwande­

rung vom Festland

Über das Gerichtsurteil von Ende 

Januar, das Kindern vom Festland, 

von denen mindestens ein Elternteil 

Hongkonger Bürger ist, das perma­

nente Aufenthaltsrecht in Hongkong 

zusprach, wird in Hongkong heftig dis­

kutiert, insbesondere über die Fra­

ge der Behandlung unehelicher Kin­

der. In dem Urteil war ausdrück­

lich auch unehelichen Kindern vom 

Festland das Recht der Einwanderung 

nach Hongkong zugesprochen wor­

den. Inzwischen hat der stellvertreten­

de Minister für öffentliche Sicherheit 

Tian Qiyu nämlich verlauten lassen, 

die Zentralregierung werde uneheli­

chen Kindern nicht die Ausreisegeneh­

migung für Hongkong erteilen. Die­

se Äußerung, so vermuten Menschen­

rechtsaktivisten in Hongkong, werde 

eine Flut illegaler Einwanderer aus­

lösen, denn viele Eltern würden nun 

versuchen, ihre unehelichen Kinder 

nach Hongkong zu bringen. Von sei­

fen der Hongkonger Regierung verlau­

tete, daß man sich dort darauf ein­

stelle, auch uneheliche Kinder aufzu­

nehmen (SCMP, 13.3.99). Das letzte 

Wort ist offensichtlich noch nicht ge­

sprochen. Bei der festlandchinesischen 

Auswanderungsbehörde, die dem Mi­

nisterium für öffentliche Sicherheit un­

tersteht, werden derzeit verschiedene 

Vorschläge in bezug auf Auswande­

rungsbegehren geprüft, darunter auch 

das Erfordernis genetischer Tests für 

uneheliche Kinder (ebd.).

Die festlandchinesischen Behörden 

wollen demnächst in Fujian und 

Guangdong Erhebungen über die in 

Frage kommenden Kinder durchfüh­

ren. Erst danach wird es weitere Ge­

spräche mit den Hongkonger Behör­

den in dieser Frage geben. In China 

wird befürchtet, daß aufgrund des 

Gerichtsurteils Druck ausgeübt wer­

den könne und die Zahl der ausrei­

seberechtigten Kinder plötzlich hoch­

schnellen könnte, was man verhin­

dern möchte. Einig sind sich beide 

Seiten, daß die Frage des permanen­

ten Aufenthaltsrechts in Hongkong 

ein schwieriges Problem ist (SCMP,

27.3.99).

Unterdessen beanspruchen immer 

mehr Chinesen vom Festland, die sich 

mit befristeter Genehmigung in Hong­

kong aufhalten, ein ständiges Aufent­

haltsrecht in der SVR. Eine ganze Rei­

he von ihnen ist vor Gericht gegangen 

und klagt. Bis zur gerichtlichen Ent­

scheidung können sie auf jeden Fall in 

Hongkong bleiben (SCMP, 30.3.99).

Die Zuwanderung vom Festland 

stellt Hongkong vor große Proble­

me, vor allem hinsichtlich Schulwesen, 

Wohnungs- und Gesundheitswesen. 

Seit einigen Jahren ist das Bevölke­

rungswachstum in Hongkong haupt­

sächlich auf Zuwanderung zurückzu­

führen. Zwischen 1995 und Ende 1998 

ist die Bevölkerungszahl um eine halbe 

Million auf 6,8 Millionen angestiegen. 

Davon sind nur 11 Prozent auf na­

türliches Wachstum zurückzuführen. 

Nicht alle Zuwanderer kommen je­

doch vom Festland. Ein großer Teil 

von ihnen sind auch zurückgekehr­

te Auswanderer. Über diese will das 

Zensus- und Statistikamt jetzt eine 

Erhebung durchführen. (Vgl. SCMP, 

23.3.99.) -st-

33 Neue Abteilung für Kultur­

politik

Für die Kulturpolitik in Hongkong 

wird künftig eine neu geschaffene 

„Abteilung für Freizeit und kultu­

relle Dienste“ (Leisure and Cultu- 

ral Services Department) zuständig 

sein. Diese kürzlich von der Re­

gierung beschlossene Neuorganisation 

hat in Hongkong Befürchtungen über 

eine Zentralisierung der Kulturpoli­

tik und kulturelle Indoktrination ge­

weckt. Denn bisher war die Kulturpo­

litik Sache der Stadträte, d.h. sie war 

dezentral organisiert. Da die Stadträ­

te jedoch abgeschafft werden, mußte 

eine Neuorganisation erfolgen. Für die






